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Gesetz 
zur Änderung des Bundes-Seuchengesetzes *) 

Vom 23. Januar 1963 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes­
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Das Bundes-Seuchengesetz vom 18. Juli 1961 (Bun­
desgesetzbl. I S. 1012) wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 14 wird folgender § 14 a eingefügt: 

,,§ 14 a 

Bei einer von der zuständigen obersten Landes­
behörde empfohlenen Schutzimpfung oder einer 
Impfung nach § 17 Abs. 4 des Soldatengesetzes 
gegen übertragbare Kinderlähmung dürfen den 
Vorschriften des Arzneimittelgesetzes entspre­
chende Impfstoffe verwendet werden, die abge­
schwächte Erreger enthalten, welche von den 
Geimpften ausgeschieden werden und von ande-

•) Ändert Bundesgesetzbl. III 2126-1. 

Z 1997 A 

ren Personen aufgenommen werden können. In­
soweit wird das Grundrecht der körperlichen 
Unversehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 Grund­
gesetz) eingeschränkt." 

2. § 18 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,, (1) Personen dürfen in Betrieben zur Aus­
übung einer der in § 17 bezeichneten Tätigkeiten 
nur eingestellt werden, wenn sie durch ein Zeug­
nis des Gesundheitsamtes, das nicht älter als ein 
Jahr ist, nachweisen, daß bei ihnen Hinderungs­
gründe nach § 17 nicht vorliegen. Die zuständige 
Behörde kann zulassen, daß das Zeugnis auch 
von einem Arzt, der über die für die Untersuchung 
notwendigen Einrichtungen verfügt, ausgestellt 
wird. In diesem Fall ist eine Abschrift des Zeug­
nisses unverzüglich dem zuständigen Gesund­
heitsamt zu übersenden." 
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3. § 51 erhält folgenden Absatz 4: S. 1391), die an Bord von Kauffahrteischiffen eine 
der in § 17 bezeicheten Tätigkeiten ausüben, ob­
liegen die Untersuchungen nach §§ 18 und 74 den 
nach § 81 Abs. 1 des Seemannsgesetzes zur Un­
tersuchung auf Seediensttauglichkeit ermächtigten 
Ärzten. 

,, (4) Bei Impfungen nach § 14 a gelten die Ab­
sätze 1 bis 3 entsprechend, wenn eine andere als 
eine geimpfte Person durch ausgeschiedene Erre­
ger einen über das übliche Ausmaß einer Impf­
reaktion hinausgehenden Gesundheitsschaden er­
leidet. Ein Gesundheitsschaden, der seiner Art 
nach durch ausgeschiedene Erreger verursacht sein 
kann, gilt als durch diese Erreger verursacht, 
es sei denn, daß er nach wissenschaftlicher Er­
kenntnis mit an Sicherheit grenzender Wahr­
scheinlichkeit nicht durch ausgeschiedene Erreger 
hervorgerufen worden ist." 

4. Nach § 79 wird folgender § 79 a eingefügt: 

,,§ 79 a 

(1) Bei Besatzungsmitgliedern im Sinne des § 3 
des Seemannsgesetzes vom 26. Juli 1957 (Bundes­
gesetzbl. II S. 713) in der Fassung des Gesetzes 
zur Änderung und 'Ergänzung des Seemannsgeset­
zes vom 25. August 1962 (Bundesgesetzbl. II 

(2) Das zuständige Gesundheitsamt ist unver­
züglich von dem Ergebnis der Untersuchungen zu 
unterrichten." 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün­
dung in Kraft. § 51 Abs. 4 des Bundes-Seuchengeset­
zes in der Fassung dieses Gesetzes findet auch An­
wendung, wenn die Impfung vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes stattgefunden hat. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 23. Januar 1963 

Der Bundes p räs iden t 
Lübke 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Arbeit 

und Sozialordnung 
Blank 

Der Bundesminister für Gesundheitswesen 
Schwarzhaupt 
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Verkündungen im Bundesanzeiger 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 30. Januar 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 23) wird auf folgende im Bundesanzeiger verkündete Rechtsverordnungen nachrichtlich 
hingewiesen: 

Bezeichnung der Verordnung 

Achte Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste - Anlage 
zum Außenwirtschaftsgesetz -
Vom 17. Januar 1963 

Verordnung Nr. 1/63 über die Festsetzung von Entgelten für 
Verkehrsleistungen der Binnenschiffahrt 
Vom 10. Januar 1963 

Verkündet im 
Bundesanzeiger 
Nr. vom 

14 22. 1. 63 

14 22. 1. 63 

Tag des 
Inkraft­
tretens 

23. 1. 63 

Inkrafttreten 
gemäß§ 4 
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